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Ausbilden und Prüfen von Motorrad-Grundfahraufgaben – Ausgangslage 

Rechtsgrundlagen  

Die Rechtsgrundlagen für Ausbildungs- und Prüfungsfahrten auf öf-
fentlichen Straßen finden sich im § 2 Absatz 15 des Straßenver-
kehrsgesetzes. Die Verpflichtung zum Aufstellen von Leitkegeln bei 
Prüfungen mit Motorrädern ergibt sich nach Anlage 7 der Fahrer-
laubnis-Verordnung (FeV) sowie aus der Richtlinie für die Prüfung 
von Bewerbern um eine Fahrerlaubnis zum Führen von Kraftfahr-
zeugen (Prüfungsrichtlinie), veröffentlicht (VkBl. S. 271) vom 3. Ap-
ril 2012, geändert durch Verlautbarung vom 7. November 2012 
(VkBl. S. 880 f) mit Anwendung ab 1. Juni 2014.  

Da bezüglich der Bewertung einer möglichen Gefährdungslage 
durch das Aufstellen von Leitkegeln bei Ordnungskräften unter-
schiedliche Auffassungen in der Auslegung des § 32 Abs. 1 StVO 
herrschen, wurde nach energischer Intervention des Fahrlehrer-
Verbands Berlin im Rahmen einer im Land Berlin erteilten Ausnah-
megenehmigung an bestimmten Stellen in Berlin das Aufstellen von 
Leitkegeln ausdrücklich zugelassen (ABl. Nr. 30 vom 5. Juli 2011 S. 
1483 sowie ABl. Nr. 28 vom 4. Juli 2014 S. 1289/1290). Werden in 
anderen verkehrsarmen Straßen oder auf öffentlichen Plätzen Leit-
kegel auf die Fahrbahn gestellt, können die Fahrlehrer belangt wer-
den, wenn die Ordnungskräfte von einer abstrakten Gefährdungs-
lage ausgehen. In derartigen Fällen wurden in der jüngeren Ver-
gangenheit Platzverweise ausgesprochen und Ordnungswidrig-
keitsverfahren gegen Fahrlehrer eingeleitet, die mit förmlichen Zu-
stellungen von Bußgeldbescheiden endeten. 
Die Prüfung der in der Prüfungsrichtlinie vorgeschriebenen Motor-
rad-Grundfahraufgaben ist im Rahmen der Fahrerlaubnisprüfung 
vorgeschrieben. Dazu gehört auch die Verpflichtung zum Aufstellen 
von Leitkegeln. Obwohl der Verordnungsgeber im § 17 Abs. 5 FeV 
den Prüfstellen auferlegt, durch seine Sachverständigen oder Prü-
fer die Zeit, den Ausgangspunkt und den Verlauf der praktischen 
Prüfung im Prüfort und seiner Umgebung zu bestimmen, stellen die 
die Prüfung begleitenden Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer ihre Leit-
kegel zur Verfügung und übernehmen das Aufstellen dieser Leitke-
gel und deren Platzierung auf der Prüfungsörtlichkeit.  

Dass der Verordnungsgeber das Aufstellen von Leitkegeln anord-
net, das Aufstellen aber zugleich nach der StVO unzulässig sein 
kann, ist nur schwer nachvollziehbar.  
Der für die Grundfahraufgaben benötigte Platzbedarf ist erheblich. 
Fahrlehrer müssen neben weiteren hehren Zielen der Fahrschüler-
Ausbildungs-Ordnung auch auf die Fahrerlaubnisprüfung vorberei-
ten (§ 1 Abs. 1 FahrschAusbO) und demzufolge alle Grundfahrauf-
gaben entsprechend der Prüfungsrichtlinie ausbilden.  

 

Verkehrsarme Plätze oder Straßen sind für das Ausbilden von 
Grundfahraufgaben unerlässlich 
Für das Ausbilden von Grundfahraufgaben sind verkehrsarme Plät-
ze oder Straßen unverzichtbar. Anrainer argumentieren häufig, 
dass es sich dabei um unnötige Motorradkunststücke handelt und 
fühlen sich oft provoziert und vom Lärm belästigt.  

Im Curricularen Leitfaden für die Motorradausbildung der Deut-
schen Fahrlehrer-Akademie e. V. (DFA) wird im Vorwort zur 
5. Auflage im September 2013 Folgendes geschrieben:  

„Bei keiner anderen 
Fahrausbildung ist 
ein optimales und 
enges Zusammen-
wirken zwischen 
Fahrlehrer und Fahr-
schüler so lebens-
wichtig wie bei der 

Motorradschulung. 
Der Fahrlehrer trägt 
hier eine besonders 
große Verantwor-
tung. Er muss sowohl 
dem Anfänger ohne 
Vorerfahrung umfas-
sende fahrtechnische 
und fahrphysikali-
sche Kenntnisse und 
Fertigkeiten und ein 
ausgeprägtes Gefah-
renbewusstsein ver-
mitteln als auch beim 

Umsteiger auf eine schwerere Motorradklasse bzw. beim älteren 
Wiedereinsteiger die richtige mentale Einstellung für sicheres Ver-
halten auf dem Motorrad fördern.“ 
Im Kapitel Didaktisch-Psychologische Besonderheiten wird un-
ter der Überschrift Anforderungen an den Fahrlehrer ausgeführt: 
„Ein Fahrlehrer hat bei der praktischen Ausbildung eines Motorrad-
fahrschülers keine direkte Eingriffsmöglichkeit auf dessen Fahrver-
halten. Sofern er nicht als Sozius hinter seinem Fahrschüler auf 
dem Motorrad mitfährt, kann er sich vom Begleitfahrzeug aus nur 
durch sein eigenes Fahrverhalten, durch Zeichen oder über eine 
Funkanlage mit dem Fahrschüler verständigen. (…)“  

Überdies wird in diesem Leitfaden ausgeführt, dass der Fahrschüler 
zu Beginn der praktischen Ausbildung, aber auch während des Er-

lernens der Grundfahraufgaben, ein Gefühl für das Gewicht des 
Motorrads bekommen, den Kipppunkt des Motorrads durch kontrol-
liertes Neigen zu beiden Seiten ertasten lernen, das Motorrad vom 
Ständer nehmen und wieder auf den Ständer stellen sowie sichern 
können muss. Zudem muss er in der Lage sein, das Motorrad so-
wohl geradeaus als auch im Bogen, vorwärts wie rückwärts in un-
terschiedliche Positionen schieben zu können.  
Der Fahrlehrer muss also Übungen im instabilen Bereich, bei-
spielsweise Fahren mit Schrittgeschwindigkeit, Stop and Go, Sla-
lom mit Schrittgeschwindigkeit, durchführen lassen sowie in der 
Folge Übungen im eigenstabilen Bereich, beispielsweise bei einer 
Kreisfahrt, bei Gefahrbremsungen, beim Bremsen in Schräglage, 
Bremsen mit höchstmöglicher Verzögerung sowie beim Auswei-
chen ohne Abbremsen und Ausweichen nach Abbremsen.  
Grundfahraufgaben sind elementare Übungen zur Verkehrssicher-
heit, um andere Verkehrsteilnehmer, aber auch sich selbst, vor 
Schaden bewahren zu können. Allein diese unvollständige Aufzäh-
lung einiger Lernziele aus dem Curricularen Leitfaden für die Motor-
radausbildung der DFA sollte u. a. deutlich machen, wie schwierig 
es ist, ohne ausreichend verkehrsruhige, großzügige Flächen diese 
unentbehrlichen Übungen zu vermitteln.  
Grundfahraufgaben sind eben keine Motorradkunststücke, sie ent-
scheiden bei der Bewältigung kritischer Situationen über Leben und 
Gesundheit der Motorradfahrer wie auch anderer Verkehrsteilnehmer. 
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Ausbilden und Prüfen von Motorrad-Grundfahraufgaben in Berlin 

Historie 
Seit der Einführung der neuen Grundfahraufgaben zur damaligen 
Klasse 1, die bundesweit ab 1. Juni 1988 (in Berlin vom damaligen 
Senator für Verkehr und Betriebe bis zum 31. Dezember 1988 aus-
gesetzt) durchzuführen waren, haben sowohl der Arbeitsausschuss 
„Fahrerlaubnisprüfung“, dem auch Vertreter der Vereinigung der 
Technischen Überwachungs-Vereine e. V. (VdTÜV) und der Bun-
desvereinigung der Fahrlehrerverbände e. V. (BVF) angehörten, als 
auch der für das Fahrerlaubnisrecht zuständige Bund-Länder-
Fachausschuss (BLFA-FE) die neuen Grundfahraufgaben mehr-
fach erörtert und beraten. Dabei wurde man sich grundsätzlich dar-
über einig, dass die Kriterien für die zunächst von der Presse stark 
kritisierten Aufgaben ohne eine Verbesserung der Aufgabeninhalte 
so verändert werden sollten, dass es in der Prüfungspraxis nicht zu 
Schwierigkeiten kommen kann.  
Demgemäß hatte der BLFA-FE in seiner Sitzung am 29./30. Sep-
tember 1987 in Kiel auf Vorschlag des Arbeitsausschusses (Fahrer-
laubnisprüfung) Durchführungshilfen (Interpretationshilfen) für die 
Umsetzung der Grundfahraufgaben für alle Zweiradklassen, insbe-
sondere aber der oben genannten Grundfahraufgaben der Klasse 1 
erarbeitet, die der BLFA-FE für praxisgerecht und anwendbar hielt. 
Dies umso mehr, als die Grundfahraufgaben für die Klasse 1 mit 
den erwähnten zusätzlichen Hilfen in Anwesenheit von Pressever-
tretern, über 100 Fahrlehrern, Vertretern der Prüforganisationen 
und des Landes Nordrhein-Westfalen sowie des Bundesverkehrs-
ministeriums am 15.–17. September 1987 ohne Beanstandung 
durchgeführt worden sind. Es handelte sich hierbei um folgende 
Prüfungsaufgaben für die Klasse 1: Trial-Stop, Schneckenkurve, 
Beschleunigen und Abbremsen, Bremsen in Schräglage, Aus-
weichen aus 50 km/h ohne Abbremsen. 
In Berlin gab es erste Probleme, ausreichend große Plätze zu fin-
den. Schon am 12. April 1988 schrieb der Senator für Verkehr und 
Betriebe dem Fahrlehrer-Verband Berlin e. V., dass er sich bemüht 
hat, geeignete Plätze zu finden, dass seine Bemühungen aber bis-
her erfolglos blieben. Somit schrieb der Senator für Verkehr und 
Betriebe den Regierenden Bürgermeister von Berlin an und bat 
diesen, an die alliierten Schutzmächte heranzutreten, um die Ge-
nehmigung zu erhalten, insbesondere auf dem Platz des 4. Juli 
Grundfahraufgaben durchführen zu dürfen. Diesem Anliegen wurde 
nach zahlreichen Verhandlungen zwischen Senat Alliierten und 
Fahrlehrer-Verband Berlin in der Folge zugestimmt und der Platz 
des 4. Juli wurde den Fahrschulen zur Ausbildung der neuen 
Grundfahraufgaben und den Prüfstellen zur Prüfung der Grund-
fahraufgaben im Rahmen von Fahrerlaubnisprüfungen in den Mo-
torradklassen zur Verfügung gestellt. Bis zum Jahr 2015 nahm die-

ser Platz etwa ein Viertel aller Motorradfahrschulen aus Berlin auf, 
in den letzten Jahren auch Brandenburger Fahrschulen aus dem 
sog. Speckgürtel von Berlin.  
In der Zeit des alten West-Berlin gab es bereits einen Mangel an 
geeigneten Örtlichkeiten, aber nicht in dem Maß wie jetzt im Jahr 
2015. Beispielsweise sei hier der Stauraum Drei Linden genannt, 
der Parkplatz an der Jafféstraße, zahlreiche Sackgassen, die an 
der Mauer endeten, die allesamt ausreichend Platz spendeten, um 
vorgeschriebene Grundfahraufgaben auszubilden und zu prüfen.  
Nach der Wende 
Nach der Wende im Jahr 1989 wurden Sackgassen und kaum be-
fahrene Straßen auf einmal zu Durchgangsstraßen, brachliegende 
Grundstücke wurden bebaut und bis dahin nutzbare Parkplätze 
wurden zweckgebunden und somit den Fahrschulen nicht mehr zu-
gänglich gemacht. 

Durch die Vorgaben der zweiten und dritten Europäischen Fahrer-
laubnisrichtlinie wurden im Rahmen der Einführung neuer Fahrer-
laubnisklassen die Anforderungen an die Grundfahraufgaben und 
somit die Richtlinie für die Prüfung der Bewerber um eine Erlaubnis 
zum Führen von Kraftfahrzeugen (Prüfungsrichtlinie) nach Anlage 7 
der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) mehrfach geändert. Die An-
wendung der vorläufig letztmalig geänderten Prüfungsrichtlinie er-
folgte ab 1. Juni 2014. In dieser Richtlinie sind die derzeit gültigen 
Grundfahraufgaben für Motorräder beschrieben (s. S. 4–7).  
Der Platz des 4. Juli 
Mit dem Umbau der ehemaligen McNair-Kaserne in direkter Nach-

barschaft zum Platz des 4. Juli machten die neuen Bewohner der 
hochwertigen Wohnungen nach Fertigstellung der ersten Bauab-
schnitte gegenüber Politik und Verwaltung deutlich, dass sie jegli-
chen Fahrzeugverkehr auf dem Platz des 4. Juli und andere ge-
werbliche Tätigkeiten (Trödelmarkt) nicht akzeptieren möchten.  
Das Engagement der Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer sowie der 
Technischen Prüfstellen, sich auf dem Platz des 4. Juli einer vom 
Fahrlehrer-Verband initiierten Selbstverpflichtung mit eingeschränk-
ten Ausbildungs- und Prüfzeiten sowie einem Verzicht des Befah-
rens mit Fahrschul-Lkw zu unterwerfen, führte zunächst zu einer 
Beruhigung der Anrainer. Allerdings nur kurz. Schnell wurde er-
kennbar, dass die von den Anrainern gegründete Initiative Lärm in 
dem Versuch der Verdrängung der Fahrlehrerschaft nur einen Zwi-
schenschritt zur geforderten Begrünung des Platzes sah.  
Obwohl der Fahrlehrer-Verband Berlin e. V. in einem eigens erstell-
ten Filmbeitrag deutlich machen konnte, dass von der Fahrausbil-
dung und -prüfung gegenüber dem allgemeinen Straßenverkehr der 
den Platz umgebenden Straßen kein zusätzlicher Lärm auszu-
machen war, und Lärmmessungen anbot, um dies zu belegen, gin-
gen die Verunglimpfungen gegen die Ausbildungstätigkeit bis in die 
politischen Ebene (s. S. 11–13). 
Die häufig an Abenden und nachts agierenden Motorradfahrer, die 
den Platz für interne Rennen und Motorradkunststücke nutzen, 
wurden uns ebenfalls von den Anrainern angelastet. Auch Autofah-
rer, die den Platz zu diesen Zeiten gern mit Angehörigen oder 
Freunden für verbotenes Ausbilden ohne Fahrlehrerschein nutzen.  
Mit der Aufstellung des abgebildeten Verkehrszeichens Mitte Sep-
tember 2015, vom Fahrlehrer-Verband-Berlin bereits ein Jahr zuvor 
vorgeschlagen, keimte Hoffnung auf, ein rücksichtsvolles Miteinan-
der zwischen Ausbildung und Prü-
fung auf der einen Seite und An-
rainern auf der anderen Seite zu 
erzielen. Mit Schreiben vom 26. 
10. 2015 erreichte uns die Nach-
richt, dass der Platz des 4. Juli bis 
2018 für die Lagerung von Bau-
materialen benötigt wird und aus 
Gründen der Sicherheit und Ord-
nung, der verbleibende Teil für die 
Fahrschulen gesperrt wird. Die 
Sperrung des Platzes erfolgte zum 
9. November 2015, das abgebilde-
te Verkehrszeichen wurde für die 
Dauer der Bauarbeiten entfernt. Foto: Reinhard Kendziora 

Foto: Sven Triepel 
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In jeder Prüfung muss durchgeführt werden: 
Bei den Klassen A, A2 und A1: der Slalom mit Schrittgeschwindigkeit (Nr. 1), die Bremsauf-
gabe (Nr. 2), die Ausweichaufgabe (Nr. 3), die Brems-/Ausweichaufgabe (Nr. 4), eine Slalo-
maufgabe (Nr. 5 oder 6), eine weitere Aufgabe aus den Nummern (7, 8 oder 9). 

 Grundfahraufgaben 

Allgemeine Hinweise zu den Grundfahraufgaben 
Grundfahraufgaben dienen dem Nachweis, dass der Bewerber ein 
Kraftrad der Klasse A, A2, A1 oder AM selbstständig handhaben 
kann, die Grundbegriffe der Fahrphysik kennt und sie richtig an-
wenden kann (Fahrzeugbeherrschung). Sie sind, wenn möglich, 
außerhalb des öffentlichen Verkehrs, sonst auf verkehrsarmen 
Straßen oder Plätzen möglichst in der Ebene durchzuführen. Sind 
zur Durchführung der Aufgaben auf öffentlichen Straßen oder Plät-
zen Markierungen erforderlich, so sind dazu Leitkegel zu verwen-
den. Die Leitkegel müssen mindestens 15 cm hoch sein. Sie dürfen 
aus Sicherheitsgründen nicht über eine Bodenplatte verfügen. 
Die Ausweichaufgaben werden nur nach „links“ geprüft.  

Die Vorschriften der StVO sind zu beachten; so ist z. B. vor Beginn 
jeder Aufgabe (Anfahren) der rückwärtige Verkehr durch Spiegel-
benutzung und Überprüfen des Toten Winkels zu beobachten. Au-
ßerdem muss beim Anfahren vom Fahrbahnrand der Blinker betä-
tigt werden. 
Voraussetzung für die Ablegung der Fahrprüfung ist die Fähigkeit 
des Bewerbers, das Kraftrad selbstständig zu handhaben. Hierzu 
gehört das Aufstellen und Herunternehmen vom Ständer – Mittel- 
oder Seitenständer – und ggf. das seitliche Schieben ohne Motor-
kraft in die Abfahrtposition sowie das Anlassen (mit elektrischem 
Anlasser, soweit vorhanden) des Kraftrades mit allen damit in Zu-
sammenhang stehenden Handgriffen. Die Fähigkeit zur selbststän-
digen Handhabung ist nicht gegeben, wenn der Bewerber das 

Kraftrad nicht auf den Ständer stellen oder von ihm herunterneh-
men kann, ihm das Kraftrad umkippt oder wenn er mit nicht ord-
nungsgemäß eingezogenem Ständer anfahren will. 
Alle Aufgaben sind sitzend zu fahren. Der Bewerber hat bei der 
Prüfung geeignete Schutzkleidung (Schutzhelm, Handschuhe, an-
liegende Jacke, mindestens knöchelhohes festes Schuhwerk – z. B. 
Stiefel) zu tragen. 
Nachfolgende Aufzählungen und Tabellen beschreiben Art und An-
zahl der zu prüfenden Grundfahraufgaben. Die Auswahl trifft der 
amtlich anerkannte Sachverständige oder Prüfer für den Kraftfahr-
zeugverkehr (aaSoP). 

 

 

Grundfahraufgaben der Klassen A, A2 und A1 (Direkteinstieg) GA-Nr.  

Fahren eines Slaloms mit Schrittgeschwindigkeit (5 × 3,5 m Abstand) 1 O 
Abbremsen mit höchstmöglicher Verzögerung 2 O 
Ausweichen ohne Abbremsen 3 O 
Ausweichen nach Abbremsen 4 O 
Slalom (4 × 7 m Abstand) 5 A 

innerhalb 
dieser  

2 Aufgaben 
Langer Slalom (4 × 9 m / 2 × 7 m Abstand) 6 

Fahren mit Schrittgeschwindigkeit geradeaus 7 A 
innerhalb 

dieser  
3 Aufgaben 

Stop and Go 8 
Kreisfahrt (4,5 m Halbmesser) 9 
Summe der zu fahrenden GFA  6 

O = obligatorisch, A = alternativ 

Bei stufenweisem Zugang und jeweils zweijährigem Vorbesitz von A1 nach A2 und A2 nach A  
entfallen die alternativen Aufgaben. 

Grundfahraufgaben der Klassen A2 und A1 (stufenweiser Zugang)       GA-Nr. 

Fahren eines Slaloms mit Schrittgeschwindigkeit (5 × 3,5 m Abstand) 1 O 

Abbremsen mit höchstmöglicher Verzögerung 2 O 

Ausweichen ohne Abbremsen 3 O 

Ausweichen nach Abbremsen 4 O 

Summe der zu fahrenden GFA  4 
 

 

O = obligatorisch 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Grundfahraufgaben der Klasse AM GA-Nr.  

Slalom (4 × 7m Abstand) 5 O 

Abbremsen mit höchstmöglicher Verzögerung 2 O 

Ausweichen ohne Abbremsen 3 A 
innerhalb 

dieser 
2 Aufgaben 

Ausweichen nach Abbremsen 4 

Fahren mit Schrittgeschwindigkeit geradeaus 7 A 
innerhalb 

dieser 
3 Aufgaben 

Stop and Go 8 

Kreisfahrt (4,5 m Halbmesser) 9 

Summe der zu fahrenden GFA  4 
O = obligatorisch, A = alternativ 
 

Bei der Klasse AM: die Slalomaufgabe (Nr. 5), die Bremsaufgabe (Nr. 2), die Ausweich-
aufgabe (Nr. 3) oder die Brems-/Ausweichaufgabe (Nr. 4), eine weitere Aufgabe bei lang-
samer Geschwindigkeit (Nr. 7, 8 oder 9). 



Fahrlehrer-Verband Berlin e. V. Oktober 2015 / Peter Glowalla ♦ Lektorat: Christiane Jordan 5 
 

Fahren eines Slaloms mit Schrittgeschwindigkeit 

  

Abstand 3,5 m von Leitkegelmitte zu Leitkegelmitte, Leitkegelhöhe mindestens 15 cm.  
Quelle Skizze: Blaue Hefte, BVF  

Foto: Christiane Jordan (Bild zur Verdeutlichung) 

Inhalt der Grundfahraufgabe  
Der Bewerber hat eine Slalomstrecke (6 Leitkegel, Abstand 3,5 m, Aufbau siehe 
Skizze) mit Schrittgeschwindigkeit (ca. 5 km/h) unter Beibehaltung des Gleichge-
wichts und mit richtiger Handhabung von Kupplung, Gas und Bremse zu durchfah-
ren. 

Fehlerbewertung: Überschreiten der Schrittgeschwindigkeit, Auslassen eines Fel-
des, Umwerfen eines Leitkegels, Absetzen eines Fußes auf die Fahrbahn. 

  
Abbremsen mit höchstmöglicher Verzögerung  

 
Foto: Christiane Jordan  
Foto anstelle einer Skizze, die für diese Grundfahraufgabe in der Prüfungsrichtlinie nicht vorgesehen ist 

Inhalt der Grundfahraufgabe  

Der Bewerber hat das Kraftrad unter gleichzeitiger Benutzung beider Bremsen mit höchstmöglicher Verzögerung aus einer Ge-
schwindigkeit von ca. 50 km/h (bei Klasse AM aus ca. 40 km/h) zum Stillstand zu bringen, ohne dass das Kraftrad dabei wesent-
lich von der Fahrlinie abweicht. 
Die Aufgabe setzt voraus, dass sichergestellt ist, dass eine Gefährdung des nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen ist; deshalb 
ist eine Beobachtung des rückwärtigen Verkehrs (Spiegelbenutzung und Überprüfen des Toten Winkels) vor Beginn der Brem-
sung nicht erforderlich. 
Das Blockieren des Hinterrades sowie das Bremsen im Regelbereich bei Blockierverhinderungssystemen sind nicht zu beanstan-
den, wenn das Kraftrad stabil gehalten wird. 

Fehlerbewertung: Zu geringe Ausgangsgeschwindigkeit, Nichterreichen der notwendigen Verzögerung, Benutzung nur eines 
Bremshebels (gilt nicht für kombinierte Brems-Systeme, bei denen durch Betätigung nur eines Bremshebels die volle Bremswir-
kung aller Bremsen erreicht werden kann), wesentliches Abweichen von der Fahrlinie, Abwürgen des Motors. 

 
 

Ausweichen ohne Abbremsen  Inhalt der Grundfahraufgabe 

 
Leitkegelhöhe mindestens 15 cm.  
Quelle Skizze: Blaue Hefte, BVF 

Beschleunigen auf etwa 50 km/h (bei Klasse AM auf etwa 40 km/h), vor einer markierten Stelle um etwa 1 bis 1,5 m nach links 
ausweichen und, ohne zu bremsen, auf die ursprüngliche Fahrlinie zurückkehren. Das Ausweichen darf frühestens 9 m vor der 
markierten Stelle beginnen. 
Die Aufgabe setzt voraus, dass sichergestellt ist, dass eine Gefährdung des nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen ist; deshalb 
ist eine Beobachtung des rückwärtigen Verkehrs (Spiegelbenutzung und Überprüfen des Toten Winkels) vor Beginn des Aus-
weichens nicht erforderlich. 

Fehlerbewertung: Zu geringe Ausgangsgeschwindigkeit, zu frühes oder nicht ausreichendes Ausweichen, Bremsen vor Wieder-
erreichen der Fahrlinie, die ursprüngliche Fahrlinie wird nicht annähernd wieder erreicht, Herunternehmen eines Fußes oder bei-
der Füße von den Fußrasten, Umwerfen des zweiten Leitkegels. 

 
Fotos: Christiane Jordan (Bild zur Verdeutlichung) 
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Ausweichen nach Abbremsen  

  
Leitkegelhöhe mindestens 15 cm.  
Quelle Skizze: Blaue Hefte, BVF 

Inhalt der Grundfahraufgabe  

Beschleunigen auf etwa 50 km/h (bei Klasse AM auf etwa 40 km/h), dann rechtzeitig kurz abbremsen und nach Lösen der Bremsen mit 
einer Geschwindigkeit im eigenstabilen Bereich (ca. 30 km/h) vor einer markierten Stelle um etwa 1 bis 1,5 m nach links ausweichen 
und, ohne zu bremsen, auf die ursprüngliche Fahrlinie zurückkehren. Das Ausweichen darf frühestens 7 m vor der markierten Stelle be-
ginnen. Die Aufgabe setzt voraus, dass sichergestellt ist, dass eine Gefährdung des nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen ist; des-
halb ist eine Beobachtung des rückwärtigen Verkehrs (Spiegelbenutzung und Überprüfen des Toten Winkels) vor Beginn des Aus-
weichens nicht erforderlich. 

Fehlerbewertung: Zu geringe Ausgangsgeschwindigkeit, zu frühes oder nicht ausreichendes Ausweichen, „Herumlenken“ des Kraftra-
des um die Leitkegel, Nichtlösen der Bremsen beim Ausweichen oder Bremsen vor Wiedererreichen der Fahrlinie, die ursprüngliche 
Fahrlinie wird nicht annähernd wieder erreicht, Herunternehmen eines Fußes oder beider Füße von den Fußrasten, Umwerfen des zwei-
ten Leitkegels. 

  
Slalom  

 Leit-
kegelhöhe mindestens 15 cm.  
Quelle Skizze: Blaue Hefte, BVF 

 
Foto: Christiane Jordan (Bild zur Verdeutlichung) 

Inhalt der Grundfahraufgabe  

Der Bewerber hat eine Slalomstrecke (Länge ca. 50 m, 5 Leitkegel, Abstand 
7 m, Aufbau siehe Skizze) mit einer Geschwindigkeit von ca. 30 km/h zu 
durchfahren. 

Fehlerbewertung: Zu geringe Geschwindigkeit, Auslassen eines Feldes, 
Umwerfen eines Leitkegels, Berühren der Fahrbahn mit einem Fuß. 

  
Langer Slalom 

 
Leitkegelhöhe mindestens 15 cm.  
Quelle Skizze: Blaue Hefte, BVF  

 
Foto: Christiane Jordan (Bild zur Verdeutlichung)  

Inhalt der Grundfahraufgabe  
Der Bewerber hat eine Slalomstrecke (Länge ca. 80 m, 5 Leitkegel Abstand 
9 m, anschließend 2 Leitkegel Abstand 7 m, Aufbau siehe Skizze) mit einer 
Anfangsgeschwindigkeit von ca. 30 km/h mit annähernd gleichbleibender 
Geschwindigkeit zu durchfahren. Die Aufgabe darf nicht im 1. Gang gefahren 
werden. 

Fehlerbewertung: Zu geringe Geschwindigkeit, Auslassen eines Feldes, 
Umwerfen eines Leitkegels, Berühren der Fahrbahn mit einem Fuß. 
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Fahren mit Schrittgeschwindigkeit geradeaus 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Foto: Christiane Jordan  
Foto anstelle einer Skizze, die für diese  
Grundfahraufgabe in der Prüfungsrichtlinie  
nicht vorgesehen ist. 

Inhalt der Grundfahraufgabe  
Der Bewerber hat eine Strecke von ca. 25 m mit Schrittgeschwindigkeit unter Beibehaltung des Gleichgewichts und mit 
richtiger Handhabung von Kupplung, Gas und Bremse geradeaus zu fahren.  

Fehlerbewertung: Überschreiten der Schrittgeschwindigkeit, starkes Abweichen von der Geraden (mehrfaches Abwei-
chen von der Geraden um mehr als 30 cm nach links oder rechts); die ersten 5 m nach dem Anfahren werden nicht be-
wertet, Herunternehmen eines Fußes oder beider Füße von der Fußraste. 

 
Stop and Go 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Foto: Christiane Jordan  
Foto anstelle einer Skizze, die für diese  
Grundfahraufgabe in der Prüfungsrichtlinie  
nicht vorgesehen ist. 

Inhalt der Grundfahraufgabe  
Mehrfaches Anhalten und Anfahren, abgestimmtes Betätigen von Gas, Kupplung und Bremse, Füße nur zum Abstüt-
zen des Kraftrades im Stand von den Fußrasten nehmen und auf die Fahrbahn absetzen. 
Dabei soll gezeigt werden, dass die Neigung des Kraftrades nach der einen oder anderen Seite bewusst erfolgt, indem 
zunächst zweimal der eine und dann zweimal der andere Fuß abgesetzt wird. 
Beobachtung des rückwärtigen Verkehrs ist nur beim ersten Anfahren erforderlich. Gangwechsel ist während der Auf-
gabe nicht erforderlich. 

Fehlerbewertung: Anfahren im falschen Gang, Abwürgen des Motors, Füße nicht auf den Fußrasten, außer zum Ab-
stützen beim Anhalten, Absetzen der Füße nicht wie beschrieben. 

 
Kreisfahrt 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Foto: Christiane Jordan  
Foto anstelle einer Skizze, die für diese  
Grundfahraufgabe in der Prüfungsrichtlinie  
nicht vorgesehen ist. 

Inhalt der Grundfahraufgabe  
Einfahren in einen Kreis mit einem Halbmesser von 4,5 m (eine Markierung des Kreises ist nicht erforderlich), mehr-
faches Kreis fahren und Verlassen des Kreises. Die Kreisfahrt kann wahlweise in die eine oder in die andere Rich-
tung verlangt werden; auf öffentlichen Straßen jedoch nur nach links. Die Geschwindigkeit ist so zu wählen, dass 
Schräglage entsteht. Die Beobachtung des rückwärtigen Verkehrs ist nur vor dem Einfahren in den Kreis erforderlich. 

Fehlerbewertung: Starkes Abweichen vom vorgegebenen Halbmesser, starkes Abweichen von der Kreisform, Her-
unternehmen eines Fußes oder beider Füße von der Fußraste, Fahren im falschen Gang, Schräglage ist nicht festzu-
stellen. 

 
Bewertung der Grundfahraufgaben 
Höchstens drei Grundfahraufgaben dürfen je einmal wiederholt werden. Bei stufenweisem Zugang dürfen höchstens zwei Grundfahraufgaben je einmal wiederholt werden.  
Die praktische Prüfung ist nicht bestanden, wenn der Bewerber auch bei der Wiederholung eine Grundfahraufgabe nicht fehlerfrei ausführt, den Verkehr ungenügend beobachtet und es dadurch zu einer Gefährdung 
kommt, eine Person, ein Fahrzeug oder einen anderen Gegenstand (Leitkegel ausgenommen) anfährt oder stürzt. 
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Ausnahmegenehmigung 2014  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht mehr zur Verfügung stehen die Örtlichkeiten am Graaler Weg und auf dem Platz des 4. Juli. 
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Die Situation in  Berlin 
1. Modell Berlin mit Ausnahmegenehmigung (wird überwiegend praktiziert) 

Ausnahmegenehmigung Rechtliches Anzahl Örtlichkeiten  Ausbildung 
Prüfung 

Anrainer Fahrschulen Zukunftsfähigkeit 

Grundfahraufgaben wer-
den in Ausbildung und 
Fahrerlaubnisprüfung 
i. d R. nur auf den in der 
Berliner Allgemeinverfü-
gung in Abstimmung zwi-
schen Senatsverwaltung 
und Bezirken aufgeführten 
Straßen und Plätzen 
durchgeführt. 

Es wird nicht als Ord-
nungswidrigkeit geahn-
det, wenn Leitkegel auf-
gestellt werden – aller-
dings kann trotzdem ein 
Platzverweis erfolgen, 
wenn eine abstrakte Ge-
fährdungslage von Poli-
zeibeamten angenom-
men wird. Das passiert 
aber eher selten! 

Schon von der ersten (2011) bis 
zur zweiten Allgemeinverfü-
gung (2014) sind in Berlin die 
Möglichkeiten von einst 33 Ört-
lichkeiten auf 31 Örtlichkeiten 
geschrumpft. Von den 31 kön-
nen inzwischen zwei nicht mehr 
genutzt werden – unter ihnen 
der Platz des 4. Juli, der von ca. 
25 % aller Berliner Motorrad-
fahrschulen genutzt wurde. 

Für die Ausbildung stellen 
Fahrlehrer ihre eigenen 
Leitkegel auf und über-
nehmen folgerichtig dafür 
auch die Verantwortung. 
Für die Fahrerlaubnisprü-
fung verlangt der Prüfer, 
dass der Fahrlehrer seine 
Leitkegel aufstellt, obwohl 
dem Prüfer diese Aufgabe 
nach der FeV obliegt. 

Anwohner und Ge-
werbetreibende füh-
len sich häufig ge-
stört. Besonders kri-
tisch auf dem Platz 
des 4. Juli (Initiative 
Lärm). Ziel dieser Ini-
tiative ist es, anstelle 
der Verkehrsfläche, 
eine Grünanlage 
durchzusetzen. 

Bei insgesamt 339 Fahr-
schulen in Berlin mit 
Fahrschulerlaubnis der 
Klasse A müssen sich 
statistisch jeweils 11,8 
Fahrschulen die verblie-
benen 29 Örtlichkeiten 
zum Ausbilden und Prü-
fen teilen. 2016 werden 
es noch deutlich weniger 
verfügbare Plätze und 
Straßen sein.  

Dieses Modell hat seit 1987, also seit 28 Jahre mehr oder we-
niger gut gehalten. Vor den beiden Allgemeinverfügungen der 
Senatsverwaltung (2011 und 2014) reichte eine schriftliche 
Stellungnahme der damaligen Senatsverwaltung aus dem Jahr 
1991 (Schurig) zur Bestätigung der Rechtmäßigkeit des Auf-
stellens von Leitkegeln gegenüber Polizeibeamten aus. Seit 
ca. 5 Jahren wurde dieses i. d. R. von den Fahrlehrern mitge-
führte Schriftstück von immer mehr Polizeibeamten als uner-
heblich abgetan. Steht der Platz des 4. Juli endgültig als 
Übungsfläche nicht mehr zur Verfügung, ist zu befürchten, 
dass eine ordnungsgemäße Ausbildung und Prüfung der 
Grundfahraufgaben in Berlin nicht mehr gewährleistet ist. 

2. Modell Privatinitiative (wird in äußerst geringem Umfang praktiziert) 

Private Plätze Rechtliches Anzahl Örtlichkeiten  Ausbildung 
Prüfung 

Anrainer Fahrschulen Zukunftsfähigkeit 

Grundfahraufgaben 
werden ausschließlich 
auf Plätzen ausgebildet 
und geprüft, die von 
Fahrschulen im Rah-
men privater Initiativen 
angemietet wurden. 

Platzgestaltung und Platzunter-
haltung (Zaun, Belag, Schließ-
dienst, Säuberung usw.) werden 
ausschließlich von der privaten 
Fahrlehrerinitiative getragen.  
Keine Kollision mit anderen Ver-
kehrsteilnehmern und der StVO.  

Um eine möglichst vertretbare Kosten-
verteilung zu haben, schlossen sich bei 
derartigen Initiativen, jeweils zwischen 
20 und 40 Fahrschulen zusammen und 
teilten die Kosten und die Arbeitsleis-
tungen unter sich auf. Die Prüfstellen 
beteiligten sich nicht an den Kosten. 

Ausbildung und Prüfung 
erfolgen effizienter, da 
diese Plätze mit festen 
Markierungen (Leitkegel 
und sonstige Markierun-
gen) ständig zur Verfü-
gung stehen.  

Anrainerprobleme 
waren je nach Lage 
der Örtlichkeit auch 
dort nicht zu vermei-
den.  

Die Anzahl der 
täglich diesen 
Platz nutzenden 
Fahrschulen wird 
durch die privaten 
Initiativen gesteu-
ert. 

Alle bisherigen Privatinitiativen, teilweise mit hohem fi-
nanziellen Aufwand und enormen Engagement der Be-
treiber betrieben, waren nicht zukunftsfähig. Die Vermie-
ter hatten meist nur kurzfristige Vermietungen vorgese-
hen, weil es sich zumeist um Baugrundstücke handelt. 
Die Leidtragenden bei kurzfristigen Kündigungen waren 
stets die Fahrschulinhaber dieser Initiativen.  

3. Modell Berlin Prüfstellenplätze (noch mögliches Zukunftsmodell) 

Prüfstellenplätze Rechtliches Anzahl Örtlichkeiten  Ausbildung 
Prüfung 

Anrainer Fahrschulen Zukunftsfähigkeit 

Grundfahraufgaben werden 
ausschließlich auf Plätzen 
geprüft, die von den Techni-
schen Prüfstellen betrieben 
werden könnten.  
Fahrschulen erhalten die 
Möglichkeit, diese Plätze an 
definierten Tagen gegen 
Entgelt für die Ausbildung 
der Grundfahraufgaben zu 
nutzen.  

Nach § 17 Abs. 5 FeV be-
stimmt der Sachverständige 
oder Prüfer die Zeit, den 
Ausgangspunkt und den Ver-
lauf der praktischen Prüfung 
im Prüfort und seiner Umge-
bung. Das wäre mit diesem 
Modell realisierbar. Es ent-
stünden keine Kollision mit 
anderen Verkehrsteilneh-
mern und der StVO.  

Aus der Sicht des Ver-
bands wären vier bis fünf 
Plätze ausreichend, die 
sich im Osten, Westen, 
Norden und Süden der 
Stadt befinden sollten. 
Optimal wäre ein weiterer 
Platz in der ungefähren 
Mitte Berlins. Auch wären 
Plätze im Speckgürtel von 
Berlin denkbar.  

Ausbildung und Prüfung 
könnten effizienter erfol-
gen, da diese Plätze mit 
festen Markierungen 
(Leitkegel und sonstige 
Markierungen) ständig 
zur Verfügung stehen 
würden.  
Ein erheblicher Gewinn 
für die Verkehrssicher-
heit wäre zu erwarten.  

Die Lage dieser 
Plätze sollte in 
ausreichendem 
Abstand zu An-
rainern sein. 

Bei insgesamt 339 Fahrschulen in Berlin mit Fahrschulerlaub-
nis der Klasse A müssten sich bei fünf vorhandenen Plätzen 
statistisch jeweils 67,8 Fahrschulen eine Örtlichkeit zum 
Ausbilden und Prüfen teilen. Bei sechs Tagen in der Woche 
wären das 11,3 Fahrschulen je Tag. Das erscheint viel, es ist 
aber nicht zu erwarten, dass alle Fahrschulen mit der Fahr-
lehrerlaubnis der Klasse A jeden Tag diese Plätze in Anspruch 
nehmen würden.  
Hinzu kämen auch noch die Plätze, die sich bisher als unprob-
lematisch erwiesen haben (z. B. der Olympische Platz), die 
zumindest für die Ausbildung weiter genutzt werden könnten.  

Wäre ein derartiges Projekt rea-
lisierbar, hätte es vermutlich ei-
ne große Zukunftsfähigkeit.  
Es ist allerdings zu befürchten, 
dass die Ausbildung in den Mo-
torradklassen sich deutlich ver-
teuern würde, da zusätzliche 
Entgelte für die Nutzung der den 
Prüfstellen eigenen Plätzen 
deutlich zu Buche schlagen 
würden.  

4. Modell Bund neue Grundfahraufgaben (noch mögliches Zukunftsmodell) 

Neue Grundfahraufgaben Rechtliches Anzahl  
Örtlichkeiten  

Ausbildung 
Prüfung 

Anrainer Fahrschulen Zukunftsfähigkeit 

Zurzeit wird in der BVF geprüft, ob 
Grundfahraufgaben neu konzipiert 
werden können (eher nur in Längs-
richtung der Straße), um diese ohne 
Aufstellen von Leitkegeln auf mög-
lichst allen verkehrsarmen Straßen 
oder Plätzen durchführen zu können.  

Hierbei wird es schwierig sein, die europäi-
schen Vorschriften ausreichend zu erfüllen.  
Da die Fahrausbildung auf öffentlichen 
Straßen grundsätzlich keine übermäßige 
Straßennutzung darstellt, wären die Fahr-
lehrer aber vor der Begehung von Ord-
nungswidrigkeiten weitgehend geschützt.  

Die Anzahl der Örtlich-
keiten dürfte sich er-
höhen, da lediglich ei-
ne für die Zeit der 
Ausbildung oder Prü-
fung ruhige Straße be-
nötigt würde. 

Von Fahrlehrern und 
Prüfern werden jedoch 
bei Wegfall der Leitkegel 
Schwierigkeiten für eine 
einheitliche Bewertung 
der Grundfahraufgaben 
gesehen.  

Ausbildung und Prü-
fung würden sich auf 
zahlreichere Örtlichkei-
ten als bisher verteilen 
und somit eine Kon-
frontation mit Anrai-
nern vermutlich verrin-
gern.  

Bei insgesamt 339 Fahrschulen in Berlin mit 
Fahrschulerlaubnis der Klasse A müssten sich 
bei geschätzten 60 Örtlichkeiten zum Ausbil-
den und Prüfen 5,65 Fahrschulen diese Ört-
lichkeiten in der Woche teilen. Bei sechs Ta-
gen in der Woche wäre das eine Fahrschule je 
Tag und Örtlichkeit. 

Einer derartigen Ver-
fahrensweise müsste 
eine gewisse Zukunfts-
fähigkeit zugespro-
chen werden.  
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Zusammenfassung 
Ausbilden und Prüfen von Motorradgrundfahraufgaben 
Seit der Einführung der neuen Grundfahraufgaben für die damalige 
Klasse 1 am 1. Juli 1988 mussten verkehrsarme Plätze und Stra-
ßen gefunden werden, um die Grundfahraufgaben ausbilden und 
prüfen zu können. Die Berliner Fahrlehrerschaft nahm hierbei 
enorme Anstrengung in Kauf, um sich die notwendigen fahrphysika-
lischen Kenntnisse in Verbindung mit den methodisch-didaktischen, 
auch sportdidaktischen Erkenntnissen in zahlreichen Fortbildungs-
veranstaltungen anzueignen. Hinzu kam, dass die Möglichkeiten, 
den alleinfahrenden Motorradfahrschüler über eine Funkverbindung 
zu erreichen, noch in keiner störungsfreien Technik zur Verfügung 
standen. Auch bedurfte es damals noch erheblicher Anstrengung 
der Bundesvereinigung der Fahrlehrerverbände e. V. um eine für 
die Fahrlehrerschaft zugelassene Funkfrequenz zu erhalten.  
Zunächst hatten die Berliner Fahrlehrer wenig Mühe, im alten West-
Berlin geeignete Örtlichkeiten zu finden. Beispielsweise sei hier der 
Stauraum Drei Linden, der Parkplatz an der Jafféstraße, zahlreiche 
Sackgassen, die an der damaligen Mauer endeten, genannt, die 
ausreichend Platz spendeten, um die vorgeschriebenen Grundfahr-
aufgaben auszubilden und zu prüfen. Das änderte sich nach der 
sogenannten Wende. Sackgassen wurden auf einmal stark befah-
rene Durchgangsstraßen, brachliegende Grundstücke wurden be-
baut und bis dahin für die Fahrschulen nutzbare Parkplätze wurden 
zweckgebunden und den Fahrschulen nicht mehr zugänglich ge-
macht. 
Durch die Vorgaben der zweiten und dritten Europäischen Fahrer-
laubnisrichtlinie musste auch die deutsche Richtlinie für die Prüfung 
der Bewerber um eine Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen 
(Prüfungsrichtlinie) wiederholt angepasst werden, in der auch die 
Prüfung von Motorrad-Grundfahraufgaben festgelegt wurde.  

Fahrlehrer übernehmen die Herrichtung der Prüförtlichkeit 
Obwohl der Verordnungsgeber den Prüfstellen auferlegt, durch sei-
ne Sachverständigen oder Prüfer die Zeit, den Ausgangspunkt und 
den Verlauf der praktischen Prüfung im Prüfort und seiner Umge-
bung zu bestimmen, übernehmen dies i. d. R. die die Prüfung be-
gleitenden Fahrlehrer. Auch stellen sie die Leitkegel zur Verfügung 
und platzieren diese auf der Prüfungsörtlichkeit.  

Verordnungsgeber ordnet an, was zugleich verboten sein kann 
Der Verordnungsgeber ordnet das Aufstellen von Leitkegeln, was 
aber zugleich nach der StVO unzulässig ist. Polizeibeamte stellen 
bisweilen eine abstrakte Gefährdungslage fest, sprechen Platzver-
weise aus und leiten gelegentlich auch Maßnahmen wegen Ord-
nungswidrigkeiten gegen die Fahrlehrer ein. 
Fahrlehrer müssen neben weiteren hehren Zielen der Fahrschüler-
Ausbildungs-Ordnung auch auf die Fahrerlaubnisprüfung vorberei-

ten und demzufolge alle Grundfahraufgaben entsprechend der Prü-
fungsrichtlinie ausbilden. Hierfür sind verkehrsarme Plätze oder 
Straßen unverzichtbar.  

Fahrlehrer bilden keine unnötigen Motorradkunststücke aus  
Anrainer argumentieren vielfach, dass es sich bei Ausbildungsfahr-
ten und Prüfungen um unnötige Motorradkunststücke handelt, und 
fühlen sich oft provoziert und vom Lärm belästigt.  

Grundfahraufgaben benötigten erheblichen Platzbedarf 
Der für die Grundfahraufgaben benötigte Platzbedarf ist erheblich. 
Von den insgesamt neun auszubildenden und zu prüfenden Grund-
fahraufgaben sind drei Slalomaufgaben (Fahren eines Slaloms mit 
Schrittgeschwindigkeit, Slalom und langer Slalom). Für den Slalom 
mit Schrittgeschwindigkeit besteht bei einer geforderten Ge-
schwindigkeit von ca. 5 km/h ein Platzbedarf von ca. 25 m Länge 
und ca. drei bis fünf Meter Breite (mit Sicherheitsabstand), für den 
Slalom besteht bei einer geforderten Geschwindigkeit von ca. 30 
km/h ein Platzbedarf von ca. 50 m Länge und ca. fünf Meter Breite 
(mit Sicherheitsabstand), bei dem langen Slalom besteht bei einer 
geforderten Geschwindigkeit von ca. 30 km/h ein Platzbedarf von 
ca. 100 m Länge und ca. fünf Meter Breite (mit Sicherheitsabstand). 
Bei diesen Aufgaben ist das Aufstellen von Leitkegeln erforderlich.  
Zwei Grundfahraufgaben beziehen sich auf Ausweichmanöver 
(Ausweichen ohne Abbremsen und Ausweichen nach Abbremsen). 
Beim Ausweichen ohne Abbremsen besteht bei einer geforderten 
Geschwindigkeit von ca. 50 km/h ein Platzbedarf von ca. 100 m 
Länge und ca. fünf Meter Breite (mit Sicherheitsabstand), beim 
Ausweichen nach Abbremsen besteht bei einer geforderten An-
fangsgeschwindigkeit von ca. 50 km/h ein Platzbedarf von ca. 80 m 
Länge und ca. drei bis fünf Meter Breite (mit Sicherheitsabstand). 
Bei diesen Aufgaben ist das Aufstellen von Leitkegeln erforderlich.  
Eine Grundfahraufgabe bezieht sich auf das Abbremsen mit 
höchstmöglicher Verzögerung. Bei einer Ausgangsgeschwindig-
keit von 50 km/h vor der Bremsung wird ein Platzbedarf von etwa 
60–70 m in der Länge und etwa zwei bis drei Meter Breite (mit Si-
cherheitsabstand) benötigt.  
Eine Grundfahraufgabe bezieht sich auf eine Kreisfahrt mit erfor-
derlicher Schräglage. Der Halbmesser des Kreises muss 4,5 m be-
tragen. Der Platzbedarf mit erforderlichem Sicherheitsabstand (ins-
besondere bei nahen Hindernissen wie Bordsteinen oder parken-
den Autos) beträgt 225 m2 oder einen entsprechenden Wendekreis 
(Wendehammer).  
Zwei weitere Grundfahraufgaben beziehen sich auf das Fahren mit 
Schrittgeschwindigkeit geradeaus und Stop and Go, die eher 
unproblematisch durchzuführen sind.  

Die Ausnahmegenehmigung von 2014 (s. Seite 8) nennt insgesamt 
noch 31 Örtlichkeiten, die den notwendigen Platzbedarf ausweisen 
und das Aufstellen von Leitkegeln erlauben. Von diesen 31 Örtlich-
keiten fallen aus unterschiedlichen Gründen zwei bereits wieder 
weg, unter ihnen der Platz des 4. Juli.  
Von den in der Ausnahmegenehmigung von 2014 genannten Ört-
lichkeiten sind lediglich sieben Örtlichkeiten platzähnliche Flächen 
oder Plätze, auf denen mehrere Fahrschulen zugleich ausbilden 
können. Die mit Abstand größte, der Platz des 4. Juli, soll jetzt 
durch die Lagerung von Baumaterialien bis 2018 wegfallen. Es ist 
zu befürchten, dass diese Fläche nach 2018 den Fahrschulen und 
Prüfstellen nicht wieder zur Verfügung gestellt wird. Damit fällt die 
Übungs- und Prüfmöglichkeit für rund 25 % aller Motorradfahrschu-
len weg. Als Ergebnis muss festgestellt werden, dass eine sachge-
rechte Ausbildung und Prüfung von Grundfahraufgaben im Land 
Berlin aus der Sicht des Fahrlehrer-Verbands Berlin e. V. unter den 
vorab beschriebenen Umständen spätestens im Jahre 2016 nicht 
mehr gewährleistet ist. 
Verkehrssicherheit nur ein Lippenbekenntnis? 
Es ist unstrittig, dass gut ausgebildete Grundfahraufgaben in den 
Motorradklassen einen erheblichen Beitrag zur Verkehrssicherheit 
leisten. Schon jetzt muss festgestellt werden, dass zu geringe Flä-
chen oder teilweise zugestellte Flächen dazu führen, dass in Aus-
bildung und Prüfung Abstriche gemacht werden müssen, indem 
Grundfahraufgaben nicht umfassend ausgebildet und geprüft wer-
den können. Der Wegfall des Platzes des 4. Juli ist für die Berliner 
Motorradfahrschulen nicht mehr kompensierbar und wird dazu füh-
ren, dass zwangsläufig in zahlreichen umliegenden Straßen die 
Ausbildungs- und Prüftätigkeit zunehmen wird. 
Lösungsvorschläge 
Die auf Seite 9 vorgestellten Lösungsvorschläge (Modell 3 und 4) 
sollten deshalb zügig und umfassend mit allen Beteiligten diskutiert 
werden. Sie stellen kein Allheilmittel dar und bedürfen natürlich 
sorgfältiger Prüfungen und Abwägungen der Interessen. Zwischen 
dem Rechtsanspruch eines Bürgers auf Erteilung einer Fahrerlaub-
nis und den vom Gesetzgeber aufgestellten Hürden (Vorausset-
zungen, Eignung, Ausbildung, Prüfung) stehen gesellschaftliche 
Bedürfnisse nach Ruhe, Umweltschutz und Verkehrssicherheit, die 
einvernehmlich unter einen Hut gebracht werden müssen. Das wird 
Kompromisse von allen verlangen. 
Der nächste (Motorrad-)Sommer kommt bestimmt. 
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